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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 13/4 R 409/06 B 
 
L 13 R 4/05 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 21 RJ 42/03 (SG Bremen) 
 
 
 
 
.........................., 
 
 

Klägerin, Antragstellerin und  
Beschwerdeführerin, 

 
Prozessbevollmächtigter:  ........................................, 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Oldenburg-Bremen, 
Huntestraße 11, 26135 Oldenburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 27. Juli 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l   sowie die Richter   Dr.  F i c h t e   

und   Dr.  T e r d e n g e 

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nicht-

zulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen 

vom 27. Juli 2006 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und Rechtsanwalt B.         , 

B.                  , beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im vorbe-

zeichneten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergericht-

lichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 27.7.2006 hat das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen (LSG) einen 

Anspruch der Klägerin auf Berechnung ihrer Alters- und Hinterbliebenenrente aus Beiträgen 

nach dem Fremdrentengesetz (FRG) ohne Begrenzung auf insgesamt 25 Entgeltpunkte (EP) 

verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin beim Bundessozial-

gericht (BSG) Beschwerde eingelegt und zu deren Durchführung die Bewilligung von Prozess-

kostenhilfe unter Beiordnung von Rechtsanwalt B.      , B.                    , beantragt. Sie beruft 

sich ausschließlich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache. 

 

Der Antrag der Klägerin auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von Rechts-

anwalt B.        ist abzulehnen. Die beabsichtigte Rechtsverfolgung bietet keine hinreichende 

Aussicht auf Erfolg (§ 73a Abs 1 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes <SGG> iVm § 114 der 

Zivilprozessordnung). Denn die Nichtzulassungsbeschwerde erfüllt noch nicht einmal die 

insoweit geltenden formellen Voraussetzungen. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Die Begründung vom 16.10.2006 

genügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil keiner der in § 160 Abs 2 SGG 

abschließend aufgeführten Zulassungsgründe ordnungsgemäß dargetan oder bezeichnet 

worden ist (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG).  

 

Die von der Klägerin geltend gemachte grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur 

dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der 

Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht 

bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts 

sowie unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums 

angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese Fragen noch nicht geklärt sind, weshalb eine 

Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine derartige Klärung erwarten 

lässt (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17 und § 160a Nr 7, 11, 13, 31, 39, 59, 65). 

 

Um seiner Darlegungspflicht (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) zu genügen, muss ein 

Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1) Eine konkrete Rechtsfrage, (2) ihre 

(abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit 

(Entscheidungserheblichkeit) sowie (4) die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der 

von ihm angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung). Diesen Anforderungen wird 

die Beschwerdebegründung nicht gerecht.  
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Die Klägerin bezeichnet als grundsätzlich bedeutsam folgende Rechtsfrage: 

"Verstößt Art 15 Abs. 3 des Gesetzes zur Sicherung der nachhaltigen Finanzierungs-

grundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-Nachhaltigkeitsgesetz) vom 

21. Juli 2004 (BGBl I 1791) insoweit gegen das Rechtsstaatsprinzip gemäß Art. 20 Abs. 3 

des Grundgesetzes (hier: Verbot der echten Rückwirkung von Gesetzen), als der Art 9 

Nr. 2 RV-Nachhaltigkeitsgesetz mit Wirkung ab dem Zeitpunkt vor der Verkündung des 

Gesetzes am 26. Juli 2004 in Kraft setzt (hier: rückwirkend zum Zeitpunkt des 

Inkrafttretens von § 22b des Fremdengesetzes am 7. Mai 1996)?" 

 

Ihre Darlegungen hierzu erfüllen jedoch die og Anforderungen nicht. Denn es fehlen jegliche 

Ausführungen zur Klärungsfähigkeit. Die Klägerin gibt den der Entscheidung des LSG zugrunde 

liegenden Sachverhalt überhaupt nicht wieder und ermöglicht es somit dem Senat nicht, ohne 

Studium der Gerichts- und Verwaltungsakten zu beurteilen, ob die gestellte Rechtsfrage ent-

scheidungserheblich ist. 

 

Kann der Senat mithin die Klärungsfähigkeit der aufgeworfenen Rechtsfrage nicht beurteilen, 

muss die Beschwerde gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 Satz 3 SGG 

durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter als unzulässig verworfen werden. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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